
F A M I L I E N P O L I T I K

Schöngeredet
Bundesfamilienministerin Kristina
Schröder (CDU) brüskiert Autoren ei-
ner Studie zur Familienpolitik. Am
 vorigen Donnerstag stellte Schröder
Ergebnisse der von ihrem Ministerium
in Auftrag gegebenen „Gesamtevalu a -
tion der ehe- und familienpolitischen
Leistungen“ vor und präsentierte die
156 untersuchten Instrumente als Erfol-
ge. Dieser Interpretation widerspre-
chen Forscher, die an dem Projekt be-
teiligt waren. „Es gibt offensichtlich
Schlussfolgerungen, die die Politik
nicht sehen will“, sagt Volkswirt Rein-
hold Schnabel von der Universität
Duisburg-Essen. Die Untersuchung

habe ergeben, dass einige Leis-
tungen abgeschafft werden
könnten. Katharina Spieß
vom Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung in Berlin
wundert sich, dass keiner der
beteiligten Wissenschaftler
zur Vorstellung der Untersu-
chung eingeladen war. Diese
habe ergeben, dass die Maß-
nahmen für die verschiedenen
Familientypen unterschiedlich
wirksam seien – man könne
nicht pauschal vom Erfolg der
Familienpolitik sprechen.
Auch Helmut Rainer vom
Münchner Ifo-Institut kann
die Beurteilung des Ministeriums mit
seinen Forschungsergebnissen „über-
haupt nicht in Einklang bringen“. Die
Maßnahmen seien nicht aufeinander

abgestimmt. Die von Schröder
angekündigte Erhöhung des
Kindergeldes halte er für
falsch. Die Studie habe ge-
zeigt, dass solche Geldleistun-
gen weder zur Vermeidung
von Armut noch zur Verein-
barkeit von Familie und Beruf
beitrügen (SPIEGEL 6/2013).
Schröder hatte betont, sie ken-
ne „keine seriöse Studie“, die
zeige, dass die Geburtenrate
mit familienpolitischen Mitteln
beeinflussbar sei. Ifo-Forscher
Rainer zeigt sich davon über-
rascht. Die Geburtenrate habe
sich – wie die vom Ministeri-

um in Auftrag gegebene Evaluation
zeige – dort positiver entwickelt, wo
die öffentlich geförderte Kinderbetreu-
ung schneller ausgebaut worden sei.
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T I E R H A L T U N G

Antibiotika im Fleisch
Die Bundesregierung unternimmt zu wenig gegen den mas-
senhaften Einsatz von Antibiotika in der Tierhaltung. Das
geht aus einer Studie der Grünen im Europäischen Parla-
ment hervor. Zwar hat der Bundestag im Februar eine Ände-
rung des Arzneimittelgesetzes angestoßen. Diese sieht aber
weder ein eindeutiges Ziel noch eine verpflichtende zentrale
Datenbank vor. Damit sei „noch immer unklar, ob es in
Deutschland in den nächsten Jahren eine effektive Antibioti-
kapolitik geben wird“, so das Fazit der Studie. Vor allem in
der konventionellen Tierhaltung werden flächendeckend An-
tibiotika eingesetzt, geschätzt mehr als doppelt so viele, wie

den Bundesbürgern als Arzneien verschrieben wurden. Die
Medikamente im Fleisch nehmen die Konsumenten über die
Nahrung mit auf. Deshalb haben sich Bakterien gebildet, die
selbst gegen wichtige Antibiotika resistent sind, so dass die
Mittel im Ernstfall nicht mehr helfen. Die Europäische Arz-
neimittelbehörde schätzt, dass dadurch mindestens 25000
Menschen pro Jahr sterben. Die Studie zeigt, dass Länder
wie die Niederlande und Dänemark dank klarer gesetzlicher
Auflagen den Antibiotikaeinsatz in den vergangenen Jahren
um bis zu 50 Prozent reduziert haben. „Die deutsche Regie-
rung weigert sich allerdings, ein verpflichtendes Melderegis-
ter und ein klares Senkungsziel vorzugeben“, sagt Martin
Häusling, Europa-Abgeordneter der Grünen. Gemeinsam
mit dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland for-
dert Häusling eine Halbierung des Pharma-Einsatzes binnen
fünf Jahren, eine europaweit gültige Strategie sowie eine
Änderung der Tierhaltungsbedingungen.
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B A Y E R N

Vorwürfe gegen Stamm
Die bayerische Landtagspräsidentin
Barbara Stamm (CSU) hat nach An-
sicht des Speyrer Staatsrechtlers Hans
Herbert von Arnim in den vergange-
nen Monaten mehrmals versucht, „die
Öffentlichkeit in die Irre zu führen“. So
habe die Politikerin zwei Urteile falsch
wiedergeben lassen: Die Darstellung,
der Bundesfinanzhof habe die in Bay-
ern praktizierte pauschale Erstattung
von Aufwendungen der Abgeordneten
„für zulässig erklärt“, sei ebenso falsch
wie die, auch das Bundesverfassungsge-
richt habe diese Praxis als rechtmäßig
bestätigt. In der erweiterten Neuauf -
lage seines Buchs über die üppige Ver-
sorgung der Abgeordneten und Fraktio-

nen im Bayerischen Landtag weist der
Parteienkritiker darauf hin, dass beide
Gerichte „ausdrücklich offengelassen“
hätten, ob und inwieweit eine steuer-
freie Kostenpauschale verfassungsrecht-
lichen Anforderungen genügt*. 
In der Debatte um die Beschäftigung
von engsten Verwandten durch bayeri-
sche Abgeordnete hält der Professor
die Altverträge, die im Jahr 2000 und
gegen Ende des Jahres 1999 geschlos-
sen wurden, für rechtswidrig. Eine
entsprechende Übergangsregelung
habe dem „Vertrauensschutz“ dienen
sollen. Wer „in Erwartung des drohen-
den Verbots“ noch schnell solche Ar-
beitsverhältnisse begründet habe, kön-
ne diesen Schutz aber „gerade nicht
für sich in Anspruch nehmen“.

* Hans Herbert von Arnim: „Die Selbstbediener“. Wil-
helm Heyne Verlag, München; 320 Seiten; 12,99 Euro.
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T E R R O R I S M U S

Verdächtiger verhaftet
Wenige Tage vor dem Besuch von US-Präsident Barack Obama in Deutschland
hat die Berliner Polizei einen Tschetschenen festgenommen. Der russische In-
landsgeheimdienst FSB hatte vor dem Mann gewarnt und das Bundeskriminalamt
(BKA) kurz vor dem Champions-League-Finale zwischen Borussia Dortmund
und dem FC Bayern München über abgehörte Telefongespräche zwischen Mit-
gliedern der islamistischen Terrororganisation „Kaukasisches Emirat“ unterrich-
tet. Darin soll der 19-jährige Asylbewerber, der in Berlin-Kreuzberg lebt, „eine
Operation in Europa“ angekündigt haben. Nach einer Terrorwarnung von BKA-
Chef Jörg Ziercke an die Innenminister der Bundesländer wurden die Sicher-
heitsvorkehrungen bei Public Viewings des Endspiels verstärkt. Ein Observa -
tionsteam überwachte den Tschetschenen. Am 13. Juni, fünf Tage vor Obamas
Berlin-Besuch, durchsuchte die Polizei seine Unterkunft und nahm ihn fest. Die
Ermittler stellten neben mehreren Handys und zwei Laptops umfangreiches
Diebesgut sicher. Hinweise auf einen geplanten Anschlag fanden sie nicht. Die
Berliner Staatsanwaltschaft ermittelt nun wegen des Verdachts des „schweren
Bandendiebstahls“ gegen den Tschetschenen und drei weitere Männer.
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Public Viewing des Champions-League-Endspiels am 25. Mai in Dortmund

J U G E N D H E I M E

Ministerium lässt
Todesfälle prüfen

Die Potsdamer Landesregierung will
die Todesumstände zweier Jugendli-
cher untersuchen lassen, die in Einrich-
tungen eines privaten Heimbetreibers
in Brandenburg ums Leben kamen. Die
Berliner „tageszeitung“ hatte über an-
gebliche gravierende Missstände in Kin-
der- und Jugendheimen der Haasen-
burg GmbH berichtet: Bis vor wenigen
Jahren seien Minderjährige misshan-
delt worden, etwa durch gewaltsames
Festschnallen auf sogenannten Fixierlie-
gen. In dieser Woche will das Branden-
burger Bildungsministerium eine unab-
hängige Expertenkommission einset-
zen, die den Vorwürfen nachgehen soll.
Dabei sollen auch die beiden Todesfäl-
le untersucht werden. Im Juni 2005 war
im Jugendheim Neuendorf eine 15-jäh-
rige Insassin erhängt an einer Schrank-
tür aufgefunden worden. Drei Jahre
später, im Mai 2008, starb im Kinder-
heim Jessern ein 16-jähriges Mädchen
nach einem Sturz aus dem Dachge-
schoss. In beiden Fällen ermittelte die
Staatsanwaltschaft und konnte „keine
Anhaltspunkte für ein Fremdverschul-
den oder Pflichtverletzungen durch Er-
zieher“ feststellen. Im ersten Fall gin-
gen die Ermittler von einem Suizid aus,
da ein Abschiedsbrief gefunden wurde;
im zweiten Fall habe das Mädchen un-
ter Aufsicht das Fenster ihres Zimmers
im dritten Stock putzen sollen, sei da-
bei unvermittelt hin ausgesprungen und
auf der Dachschräge abgerutscht. Ein

Sprecher der Haasenburg GmbH be-
dauerte die „tragischen Fälle“ und be-
tonte, dass man keine Hinweise auf ein
Fehlverhalten des Erziehungspersonals
gefunden habe. Der Heimbetreiber, der
die Vorwürfe der „tageszeitung“ zu-
rückwies, begrüße die Aufarbeitung
durch die Kommission. 
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B I L D U N G

„Schutz vor
Parallelgesellschaften“

Der baden-württembergische
Kultusminister Andreas
Stoch, 43 (SPD), will Tür-
kisch als dritte Fremdspra-
che an Gymnasien einführen.

SPIEGEL: Gibt es überhaupt
Interesse an Türkischunter-
richt – oder ist der Modell-
versuch nur Multikulti-PR?
Stoch: Er ist für uns auch ein
integrationspolitisches Si -
gnal: ein Zeichen der Wert-
schätzung gegenüber einer
Sprache, die für viele Menschen in Ba-
den-Württemberg die Muttersprache
ist. Aber natürlich reagieren wir damit
auch auf eine gestiegene Nachfrage,
gerade von Gymnasiasten mit Migra -
tionshintergrund in Ballungszentren
wie Mannheim oder Stuttgart. 
SPIEGEL: Nach wie vor schaffen es zu
wenige Kinder aus türkischen Fami -
lien aufs Gymnasium. Viele sprechen
schlecht Deutsch. Wäre es nicht wichti-
ger, die Deutschkenntnisse zu fördern?
Stoch: Das eine schließt das andere ja
nicht aus. Das Angebot soll auch ein
Anreiz sein, die Gymnasien attrakti-
ver zu machen für Kinder aus Migran-
tenfamilien. Und grundsätzlich steht
dieses Wahlfach allen Kindern of-
fen, unabhängig vom Elternhaus.
Jetzt müssen wir aber erst einmal
einen Bildungsplan ausarbeiten,
die Lehrer ausbilden und Erfah-
rungen sammeln.
SPIEGEL: Kritiker warnen vor einer För-
derung von Parallelgesellschaften. 
Stoch: Wer so argumentiert, ist nur dar -
auf aus, Ängste zu schüren. Mehrspra-
chigkeit ist doch der beste Schutz vor
Parallelgesellschaften. Je besser wir 
einander verstehen, im ganz wörtli-
chen Sinne, desto weniger Intoleranz
gibt es.
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Türkisch-
unterricht

in einer
Grund-

schule in
Berlin
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E Ğ İ T İ M

“Paralel toplumlardan
korunma“

Baden-Württemberg Eğitim
Bakanı Andreas Stoch, 43
(SPD), Türkçeyi liselerde
üçüncü yabancı dil olarak
müfredata almak istiyor.

SPIEGEL: Türkçe dersine ger-
çekten ilgi var mı – yoksa bu
pilot çalışma sadece çok kül-
türlülük kapsamındaki hal-
kla ilişkiler etkinliğinin bir
parçası mı?
Stoch: Bu çalışma bizim ente-
grasyon politikamızın bir

göstergesidir: Baden-Württemberg’de
yaşayan çok sayıdaki kişinin ana diline
verilen değerin göstergesi. Kuşkusuz
bu çalışmamızla Mannheim ve Stutt-
gart gibi metropollerdeki göçmen kö-
kenli lise öğrencilerinin gittikçe artan
taleplerini de karşılamayı amaçlıyoruz. 
SPIEGEL: Geçmişte de olduğu gibi Türk
ailelerinden çok az çocuk liseye gire-
bilmeyi başarıyor. Çoğunun Almancası
yetersiz. Almanca bilgilerinin teşvik
edilmesi daha anlamlı olmaz mıydı?
Stoch: Bir gerçeklik diğer bir gerçekliği
ortadan kaldırmaz. Türkçenin yabancı
dil olarak müfredata alınmasının ama-
cı, göçmen kökenli ailelerin çocukları
için liseleri daha çekici kılmaktır. Ve

prensip olarak bu seçmeli ders baba
evinden bağımsız olarak bütün ço-
cuklara açıktır. Ama bu aşamada
öncelik le öğretmenleri eğitecek
ve deneyim kazandıracak bir mü-

fredat oluşturmak zorundayız.
SPIEGEL: Amacınızı eleştirenler paralel
toplumların oluşumunun teşvik edile-
ceği yönünde uyarıda bulunuyorlar. 
Stoch: Bu iddiayı ileri sürenler sadece
korku ve endişe yaratıyor. Çok dillilik
paralel toplumlara karşı en iyi korun-
madır. İnsanlar birbirlerini kelimenin
gerçek anlamında ne kadar iyi anlar-
larsa hoşgörüsüzlük de o ölçüde azalır.

Berlin 
'de bir 
ilkokulda
Türkçe
dersi
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E N T W I C K L U N G S H I L F E

Mexiko statt Rapport
Zwischen dem Entwicklungsministerium von Dirk Niebel
(FDP) und dem Aufsichtsrat der nachgeordneten Gesell-
schaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) ist ein offe-
ner Konflikt ausgebrochen. Ausgelöst wurde er durch den
von Niebel berufenen GIZ-Vorstand Tom Pätz, der ebenfalls
der FDP angehört. In der GIZ-Aufsichtsratssitzung am vori-
gen Freitag sollte Pätz zu Vorhaltungen gegen ihn befragt

werden. Ihm werden überteuerte Flüge, luxuriöse Übernach-
tungen und üppige Bewirtungen vorgeworfen; auch über sei-
ne Personalführung gibt es Beschwerden. Doch Pätz er-
schien nicht zum Rapport. Niebel hatte die „nachhaltige Bit-
te“ ausgesprochen, Pätz möge ihn auf einer Dienstreise nach
Mexiko begleiten. GIZ-Vorstandschefin Tanja Gönner (CDU)
berichtete in der Sitzung, sie habe Pätz geraten, nicht nach
Mexiko zu fliegen. Einen Antrag auf die sofortige Beurlau-
bung von Pätz bis zu einer Sondersitzung am 9. August, auf
der die Vorwürfe geklärt werden sollen, lehnte GIZ-Auf-
sichtsratschef Hans-Jürgen Beerfeltz ab. Der Staatssekretär
im Entwicklungsministerium ist ein Vertrauter Niebels.

W I R T S C H A F T S R A T

Seltsame Bilanz
Die Führung des Wirtschaftsrats der
CDU hat offenbar eine fehlerhafte Jah-
resrechnung für das Geschäftsjahr 2012
vorgelegt. Demnach haben Spitzen-
funktionäre des Vereins finanzielle Ri-
siken systematisch kleingerechnet. Das
dürfte auf der Bundesdelegiertenver-
sammlung in dieser Woche für Ärger
sorgen: Der Verein – dessen Führungs-

gremien Unternehmer wie der Keks -
fabrikant Werner M. Bahlsen und pro-
minente Politiker wie Norbert Röttgen
angehören – versteht sich als Garant
wirtschaftlichen Sachverstands in der
CDU. Im Frühjahr 2012 hatte der Wirt-
schaftsrat die Geschäftsbeziehung mit
einem Marketingunternehmen fristlos
gekündigt. Die Firma forderte darauf-
hin rund drei Millionen Euro Entschä-
digung und reichte für einen Teilbe-
trag Klage ein. Sollte sie ihre Forde-
rungen durchsetzen können, wäre ein
Großteil des Vereinsvermögens gefähr-

det. Dieses beträgt laut einem inter-
nen Papier „Stand 31.12.2012: 3821000
Euro“. Der Wirtschaftsrat hat jedoch
nur Rückstellungen in Höhe von
296000 Euro für den Streit mit der Fir-
ma gebildet – obwohl seine Anwälte
Vertretern des früheren Geschäftspart-
ners im Rahmen eines Vergleichs be-
reits knapp eine Million Euro angebo-
ten haben. Für Thomas Raabe, Spre-
cher des Wirtschaftsrats, hat dennoch
alles seine Ordnung: „Sie können si-
cher sein: Wir bilanzieren nach den
Regeln des sorgfältigen Kaufmanns.“
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Plakatentwürfe der Grünen

G R Ü N E

„SPD muss liefern“
Nach dem miserablen Wahlkampfstart der SPD geht die Geduld
der Grünen mit ihrem bevorzugten Koalitionspartner zur Neige.
Die Grünen strebten weiterhin an, sechs Millionen Wähler zu
gewinnen, Schwarz-Gelb abzulösen und eine Koa lition mit der
SPD zu bilden, sagt Wahlkampfleiterin Steffi Lemke. Davon
lasse sich die Partei „auch durch Tollpatschigkeiten der SPD
nicht abbringen“. Es sei aber klar: „Irgendwann muss auch die
SPD liefern.“ In dieser Woche starten die Grünen eine provo-
kative Plakataktion. Kanzlerin Merkel (CDU) und ihre Minister
werden in unvorteilhaften Posen abgebildet; inhaltlich attackie-
ren die Grünen unter anderem die Rüstungs- und die Klima -
politik der Koalition.
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